
AfD-Bundessprecher Lucke

Herbstgold
Parteien AfD-Chef Bernd Lucke hat die perfekte Kombination 

aus politischer Propaganda und wirtschaftlichem Profit gefunden: 
Er verkauft Gold im Internet und sichert sich damit 

Zugang zu staatlichen Geldtöpfen. Das Geschäft ist rechtlich umstritten. 



Risikoanlage
Goldpreis je Feinunze 
in Euro

974
Okt.
2014

1361
Sept. 2012

321
Jan. 
2005

Quelle: 
Thomson Reuters Datastream;
Wochendurchschnitte

Deutschland

Spät in der Nacht wollte der Parteichef
auch mal Kaufmann spielen. Nach ei-
ner langen Vorstandssitzung setzte

sich Bernd Lucke, Chef der Alternative
für Deutschland (AfD), an einen Computer
in der Berliner Parteizentrale und ließ sich
von seinen Leuten in den Gold-Shop der
AfD einweisen. Hier, im Internetladen der
Partei, können die Deutschen neuerdings
Gold bestellen, kleine Ein-Gramm-Barren
für 40 Euro oder südafrikanische Krüger-
rand-Münzen für mehr als tausend Euro.
Parteichef Lucke loggte sich als Händler
ein, nahm Bestellungen auf, ordnete Kun-
dendaten zu, bereitete den Versand vor. 

Die AfD ist unter die Händler gegangen.
Sie ist die erste politische Partei, die ne-
benbei ein florierendes Gold -
geschäft etabliert hat und sich auf
diesem Weg auch noch millionen-
schwere Zuweisungen aus der
Staatskasse sichert. Bundesspre-
cher Lucke, der den Deutschen
bei jeder Gelegenheit den siche-
ren Untergang des Euro prophe-
zeite, schlägt Profit aus der ver-
meintlich sicheren Währung Gold. 

Der Parteishop, sagt Lucke, sei
„eine Botschaft an alle, die an der
Beständigkeit und Stabilität des
Euro zweifeln“. Vor allem der
größte Verkaufsschlager, DM-
Münzen aus Gold, würden die
Bürger „an eine gute, stabile Wäh-
rung erinnern“, vermutet der Par-
teichef. Seine Strategie ist dubios:
Zuerst schürte die AfD im Wahl-
kampf die Angst der Deutschen
um ihr Erspartes und ihre Alters-
versorgung, nun bietet sie das
Gold als angeblich stabile Alter-
native feil. Es ist, als betriebe eine
Hilfsorganisation für Verbrechens-
opfer parallel eine Security-Firma.

Vor allem aber will die AfD mit
ihren durch Goldhandel aufge-
pumpten Einnahmen die staatli-
che Parteienfinanzierung abschöp-
fen, die ihr sonst nicht in voller
Höhe zustünde. Man könnte sagen: Mit
dem Gold-Business bastelt sich die AfD
einen eigenen Rettungsschirm. 

Unter Rechtsexperten ist umstritten, ob
das Geschäft überhaupt mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist. „Es würde mich wun-
dern, wenn die Passage im Parteiengesetz,
die ein solches Geschäftsmodell ermög-
licht, in Karlsruhe standhielte“, sagt die
Konstanzer Staatsrechtlerin Sophie Lenski.
Die Bundestagsverwaltung prüft das Ge-
schäftsmodell im Moment. 

Bislang geht die Rechnung der AfD auf.
Die Bundesgeschäftsstelle in der Berliner
Schillstraße wird dem virtuellen Ansturm
der Goldgräber kaum noch Herr. In nur
elf Werktagen haben die Eurogegner Edel-
metall im Wert von 1,6 Millionen Euro ver-

kauft. Und die Kunden bezahlen prompt:
1,3 Millionen Euro sind schon auf dem
AfD-Konto eingegangen.

AfD-Bundesgeschäftsführer Georg Paz-
derski und ein Kollege sind mit dem Busi-
ness komplett ausgelastet, zeitweise kom-
men sie am Wochenende ins Büro, um alle
Aufträge abzuarbeiten. Die politische Ar-
beit muss warten. Denn es kostet schon
Stunden, die Preise im AfD-Shop zweimal
täglich der Börsenstimmung anzupassen. 

Dabei bunkert und verschickt die Partei
das Gold nicht mal selbst. Sie nimmt nur
Bestellungen an und leitet sie an einen
Goldhändler in Bayern, einen Unterstützer
der AfD, weiter. Kann der Hauslieferant
nicht schnell genug reagieren – der Gold-

preis und die Bestellungen schwanken be-
ständig –, weicht die AfD auf den Groß -
anbieter Degussa aus.

Mehr als 800 Kunden haben das Partei-
gold geordert, vor allem aus Deutschland.
Aber auch aus der Schweiz erkundigte sich
eine Dame, ob es möglich sei, zum aktu-
ellen Tageskurs der New Yorker Börse zu
ordern. Durchschnittskunden kaufen nur
für 500 bis 1500 Euro, aber es gibt auch
sieben „Champions“, wie die Partei sie lie-
bevoll nennt, die sich Gold für fünfstellige
Summen geleistet haben. 

In der Geschäftsstelle der AfD vermutet
man, dass gerade ältere Bürger das Ange-
bot schätzen. Das lasse sich jedenfalls an
Schwierigkeiten der Kunden mit der Be-
stellung im Netz ablesen. „Einige Kunden

scheitern schon an der Registrierung im
Internetshop, brechen den Bestellvorgang
nach der Hälfte ab oder überweisen den
Kaufpreis auf das falsche Parteikonto“, be-
richtet AfD-Pressesprecher Christian Lüth.
Mancher Käufer überweise kurzerhand ei-
nen Batzen Geld und schicke einen höf -
lichen Brief hinterher: „Ich habe Ihnen
8000 Euro überwiesen, könnten Sie mir
den Gegenwert in Gold schicken?“

Offensichtlich stammen viele aus der
„Generation der Mittfünfziger“, die Bernd
Lucke im Mai 2013 in der Welt warnte, sie
würden sich noch „sehr erschrecken“,
wenn ihnen klar würde, wie aussichtslos
ihre „Hoffnung auf einen halbwegs sorgen -
freien Ruhestand“ sei. Seit Gründung der

AfD warnt ihr Spitzenpersonal, al-
len voran Lucke, vor dem Unter-
gang des Euro, vor Inflation und
Volksarmut. „Ein Teil des Vermö-
gens der Sparer wird praktisch ent-
eignet“, mahnte Lucke vor weni-
gen Tagen – wie viele Male zuvor.
Jedem, der Geld auf der hohen
Kante hat, beschert der Politiker
ein Gruselgefühl. 

Auch an der Basis tummeln sich Unter-
gangspropheten. So hatte die AfD in Nord-
rhein-Westfalen den Goldguru Andreas
Popp („Das Geldsystem ist in den letzten
Zügen“), der angeblich ein Vermögen mit
Edelmetallhandel scheffelte, eingeladen.
Er sollte beim 1. Alternativen Wissenskon-
gress der Partei sprechen. Das Thema: „Re-
gieren uns die Banken?“ Erst als der Auf-
tritt des Ideologen für mediales Aufsehen
sorgte und Lucke sich von den „Verschwö-
rungstheoretikern und Wirrköpfen“ des
Treffens distanzierte, zog Popp zurück.

Die Angst vor der Inflation schürt 
die AfD aber munter weiter, denn auf 
ihr  beruht ja nicht nur der politische, son-
dern nun auch der finanzielle Erfolg. „Wir
sind die einzige Partei, deren Geschäfts-
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Homepage der AfD: „Könnten Sie mir
den Gegenwert in Gold schicken?“



stelle ein Profitcenter ist“, jubelt Sprecher
Lüth. 

Ein allzu professionelles ist es allerdings
nicht: Ausgerechnet die AfD, die von der
Politik eine Rückbesinnung auf das Prinzip
des ehrlichen Kaufmanns fordert, hat noch
nicht einmal einen Gewerbeschein für ihr
Millionen-Business. In der Anfangsphase,
als die Eurogegner noch keine Schließ -
fächer bei Händlern hatten, horteten sie
ihr Gold in der Parteizentrale, in einer
schlichten Geldkassette im Schrank des
Bundesgeschäftsführers. Die AfD vertraut
darauf, dass ihre Haftpflichtversicherung
alle Risiken des Shops abdeckt.

Dabei war das Geschäft mit dem Gold
anfangs in der Parteispitze umstritten. Vor
allem Bundesvize Hans-Olaf Henkel und
die Vorstände Alexander Gauland und Kon-
rad Adam leisteten Widerstand, weil ihnen
die Sache unseriös erschien. „Ich hatte Sor-
ge, die Bürger könnten uns als  Finanzhaie
sehen“, sagt Henkel. Inzwischen ist er „be-
geistert“ und hat selbst schon einen Fünf-
Gramm-Barren für gut 165 Euro gekauft.
Das Gold-Business sei eine „originelle Not-
wehr“ gegen die Übermacht der etablierten
Parteien, findet Henkel.

Denn das eigentliche Ziel des Goldshops
ist der Zugang zu staatlichen Geldquellen.
In Deutschland werden Parteien entspre-
chend ihres politischen Erfolgs vom Staat
honoriert – jede Wählerstimme bringt
Geld. Doch weil sie nicht ganz am Tropf
des Staates hängen sollen, müssen Parteien
beweisen, dass sie auch andere Finanzquel-
len haben: Mitgliedsbeiträge, Spenden
oder eben „Einnahmen aus Unterneh-
menstätigkeit“. Nur wenn die potenzielle
Staatshilfe (bei der AfD fünf Millionen
Euro) von Privateinnahmen aufgewogen
wird, fließt sie in voller Höhe. Sonst wird
der Zuschuss gekappt, und die Differenz
fließt in den Bundeshaushalt.
„Als junge Partei sind wir erheblich be-

nachteiligt gegenüber den Altparteien“,
klagt AfD-Vorstand Adam. Die SPD habe
doch saftige Einnahmen aus Unterneh-
mensbeteiligungen. Tatsächlich verscher-
beln auch alle Parteien im Netz Werbe -
artikel mit Parteilogo, vom Toaster bis zum
T-Shirt. Allerdings erreichen Union wie
SPD die Schwelle der Parteienfinanzierung
ohne dieses Geschäft. Und die Piraten, wie
die AfD Polit-Neulinge, gaben sich beschei-
dener als die Eurogegner: Sie akzeptierten
gekürzte Staatszuschüsse.

Juristen halten die Gold-Idee der AfD
für fragwürdig. „Es ist ein Tiefpunkt unserer
Parteienkultur“, sagt der Staatsrechtler Jörn
Ipsen. „Dass eine Partei ihren Status so ka-
pitalisiert, ist verfassungspolitisch sehr be-
denklich.“ Seine Kollegin Lenski vermutet,
dass „der Gesetzgeber an einen Fall wie
den AfD-Shop nicht gedacht hat“. Die Gold-
quelle sei zwar eine zulässige unternehme-
rische Einnahmequelle, die auch auf die
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Eines der unsterblichen Cover des Magazins Titanic hatte vor mehr
als zehn Jahren diese Titelzeile: „Schrecklicher Verdacht: War

Hitler Antisemit?“ Daran kann sich erinnert fühlen, wer heute das
Spitzenpersonal der Alternative für Deutschland (AfD) über die 
eigene Partei reden hört. 

Natürlich nicht, weil die AfD etwa eine rechtsextreme Partei wäre.
Sie ist, und das war sie von Anfang an, gleichwohl ein Sammelbe-
cken, das Zulauf aus allen Winkeln der Gesellschaft aufnimmt, auch
aus den mehr oder minder dunkel verschatteten. Der Parteispitze
kam das zupass, und es war ihr recht, in der Urne sind ja alle Stim-
men gleich. Darum ist die nunmehr fast im Tagestakt öffentlich zur
Schau gestellte Empörung über die eigenen Mitglieder und Funktio-
näre nichts als Heuchelei. Erst nach den Wahlsiegen wird man
 wählerisch.

Von „Unvernünftigen, Unanständigen und Intoleranten“ redete
Hans-Olaf Henkel zunächst im SPIEGEL, von „Ideologen, Gold -
gräbern, Karrieristen“ wenig später in der Zeit. Dem feingeistigen
Mitvorsitzenden Konrad Adam ist laut Frankfurter Allgemeiner der
„ordinäre Tonfall“ ein Gräuel, den manche Verschwörungstheore -
tiker auf Parteitreffen anschlagen. Und immer häufiger spricht auch
der AfD-Chef Bernd Lucke von allgegenwärtigen „Querulanten“.
„Schrecklicher Verdacht an der Parteispitze“, könnte die Titanic also
titeln: „Zieht die AfD schräge Gestalten an?“

Es mag zutreffen, dass sich Parteien in der ersten Phase nach
Gründung besonders schwertun. Nicht selten liegt übel riechender
Beifang in den Netzen, die man so erfolgreich auswirft. Damit hat
jede Führung auf ihre Art umzugehen, aber dass sie es muss, darf
niemanden wundern, schon gar nicht die Parteispitze selbst. 

Lucke, Adam und Henkel kokettieren damit, dass sie im besten
 Sinne politische Quereinsteiger seien und die AfD so ganz anders als

die vermeintlich verrotteten „Altparteien“. 
In Wahrheit sind auch die drei, jeder auf seine
Art, sehr wohl Profis in Sachen Politik; sie
wussten, was sie und die Partei erwartet.
 Lucke war über Jahrzehnte Mitglied der CDU,
Adam schreibt seit den Achtzigerjahren als
Journalist über Politik, und Henkel hat im
Laufe der Zeit mit mehreren Parteien aus -
giebig geflirtet. Als es stiller um ihn zu
 werden begann, gab er sich mit Mitte siebzig
der AfD hin, gewährte ihr ein Darlehen von
einer Million Euro und betonte, wie sorg -
fältig er die Partei zuvor geprüft habe. Nun
schämt er sich. Und sehnt wohl seinen Raus-
wurf herbei. 

Vom Steuerzahler neuerdings üppig alimentiert, ist die AfD in der
Ebene angelangt. Mehrere ihrer Anführer sitzen im Europaparla-
ment, die Euphorie des Anfangs ist gewichen, die alltäglichen Mü-
hen werden größer und die Rivalen aus der zweiten Reihe frecher.
Wenn in diesem Moment die drei Herren überrascht feststellen, dass
es in der AfD, huch, ja zugeht wie in anderen Parteien dieses Schla-
ges auch, dann handelt es sich um einen Akt frivoler Publikumstäu-
schung: Die AfD tritt als „Volkspartei“ mit populistischen Thesen an;
im Angesicht jener Teile des Volkes aber, die sich von populistischen
Thesen erfahrungs gemäß begeistern lassen, zeigt sich die Führung
nun wahlweise an gewidert oder larmoyant. 
„Heulsusen“, so verspottete Peer Steinbrück einst die mittelmä -

ßige Funktionärskaste der SPD. „Heult doch!“, könnte die vergleich-
bare Gruppe in der Alternative für Deutschland ihrem Spitzentrio
zurufen. Und sie hätte ja recht. Nikolaus Blome

Kommentar

Henkels Heulsusen

Die Anführer der
 Alternative für
Deutschland graust 
es vor den eigenen
Mitgliedern und 
Funktionären. „Heult
doch!“, könnten die
 zurückrufen. 
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kauf: „Legen Sie es darauf an.“ Aber Ex-
perten mahnen zur Vorsicht: „Herr Lucke
hat sich keinen guten Zeitpunkt aus -
gesucht, um in den Goldhandel einzustei-
gen“, sagt Christof Wilms, Leiter Sorten-
und Goldhandel bei der ReiseBank, die
über tausend Genossenschaftsbanken mit
Edelmetall für ihre Kunden versorgt.
„Gold ist eigentlich derzeit nicht so en
vogue.“

Vor zwei bis drei Jahren drängten Anle-
ger in den USA und Europa noch in das
Edelmetall und trieben den Preis hoch,
weil die amerikanische Notenbank in gro-
ßem Stil Anleihen aufkaufte und faktisch
Geld druckte. Anleger fürchteten, dies wer-
de die Inflation anheizen. Doch seit einem
Jahr hat die Fed behutsam begonnen, die
Finanzmärkte auf Entzug zu setzen. 

Die AfD stört das nicht. Noch brummt
das Geschäft mit dem Gold, und die Alter-
nativen sind wenig verlockend. In der Par-
teizentrale wurde für einen Moment über-
legt, mit Viagra zu handeln. Schließlich
hat die AfD die Deutschen dazu aufgefor-
dert, mehr Kinder in die Welt zu setzen.
Aber das Geschäft mit Potenzpillen war
den Strategen doch zu delikat. „Davon ha-
ben wir Abstand genommen“, sagt Partei-
sprecher Lüth. Melanie Amann, Martin Hesse

Parteienfinanzierung anzurechnen sei. Al-
lerdings bezweifelt Lenski, dass das Partei-
engesetz in diesem Punkt verfassungsge-
mäß ist. Denn die Staatsfinanzierung soll
die Verwurzelung einer Partei in der Ge-
sellschaft honorieren. „Aber es ist kein poli -
tischer Erfolg, wenn meine Anhänger mich
nur für eine Ware bezahlen, die ich feilbie-
te“, sagt Lenski. Diese Einnahmen seien
auch nicht nachhaltig, schließlich flössen
sie gleich weiter an den Goldlieferanten.

Die Bundestagsverwaltung prüft das
Business der AfD derzeit. Nach Angaben
des Parteisprechers hätten die Beamten
mündlich schon Zustimmung signalisiert.
Allerdings hat der Bundestag auch vorsorg-
lich den Arbeitskreis Parteienfinanzierung
um Rat gebeten, eine Expertenrunde aus
Wirtschaftsprüfern. Auf ihrer Prüfliste
steht auch die für die AfD entscheidende
Frage, ob der Bundestag den millionen-
schweren Umsatz aus dem Goldgeschäft
anrechnen müsste oder nur den viel schma-
leren Gewinn.

Bei Banken stößt das Goldangebot der
AfD auf Skepsis und Ablehnung. Als Lu-
cke seine Goldboutique vergangene Wo-
che in der Talkshow „Hart aber fair“ im
Stile eines Teleshopping-Vertreters anpries
und mit günstigen Preisen prahlte, lauschte

Michael Kemmer, Geschäftsführer des Ban-
kenverbandes, noch mit belustigter Miene.
Inzwischen hat der Bankenlobbyist seine
Sprache wiedergefunden. „AfD-Chef Lu-
cke hat den Faktencheck nicht bestanden“,
sagt Kemmer. „Mittlerweile ist klar, dass
der AfD-Goldshop vielfach teurer ist als
Angebote von der Bank.“

Dass das Parteigold zumindest nicht
durchgängig günstiger ist, hat die AfD nun
eingeräumt. Tatsächlich liegen ihre Münz-
und Barrenpreise eher am oberen Ende
der Angebotspalette. AfD-Vorstand Adam
fürchtet deshalb schon Imageverluste bei
der Kundschaft. „Ich habe immer davor
gewarnt, dass wir mit den Preisen der Kon-
kurrenz nicht mithalten können. Die Leute
dürfen sich von unserem Angebot nicht
getäuscht fühlen.“ 

Eine ernsthafte Konkurrenz sehen die
knapp ein Dutzend Großhändler im deut-
schen Goldhandel in der Protestpartei si-
cher nicht. „Das Angebot der AfD richtet
sich klar an den Panikkäufer, der in der
Krise für seine Goldmünze einen Sack Kar-
toffeln kaufen will“, sagt der Chefhändler
einer der großen Goldhandelsbanken in
Deutschland. 

In der Politik fordert die AfD „Mut zur
Wahrheit“, im Shop lockt sie zum Gold-


